
VENSA (3/01)

Sachgebiet 5/1/2 Aufenthaltserlaubnis
5/1/10 Abschiebungsverbot, Abschiebungshindernis
29/11 Europarecht

Normen AufenthG § 25 Abs. 3
AufenthG § 60 Abs. 7
RL 2004/83/EG Art. 8
RL 2004/83/EG Art. 15 lit. c

Schlagworte Abschiebungsverbot
Qualifikationsrichtlinie
Subsidiärer Schutz
Irak
Interner Schutz

Leitsatz
1. Dem subsidiären Schutz nach Art. 15 lit c. der Qualifikationsrichtlinie ist eine dem § 60
Abs. 7 AufenthG vergleichbare Differenzierung zwischen allgemeinen Gefahren und
solchen nicht allgemeiner Art fremd.

2. Im Irak findet gegenwärtig ein innerstaatlicher bewaffneter Konflikt statt, der zur
Gewährung subsidiären Schutzes verpflichtet.

3. Zum internen Schutz im Nordirak.
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VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

wegen Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart  auf die mündliche Verhandlung

vom 21. Mai 2007

für  R e c h t   erkannt:

Der Bescheid des Landratsamts X vom 18.10.2006 und der Widerspruchsbescheid des
Regierungspräsidiums X vom 15.02.2007 werden aufgehoben.

Der Beklagte wird verpflichtet, den Klägern Aufenthaltserlaubnisse zu erteilen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Tatbestand:

Die Kläger - ein Ehepaar und deren minderjährige Kinder - sind irakische

Staatsangehörige kurdischer Volkszugehörigkeit.

Die Kläger Ziffer 1 bis 5 reisten im Mai 2001 in das Bundesgebiet ein und suchten um Asyl

nach. Die Klägerin Ziffer 6 wurde erst nach der Einreise im Bundesgebiet geboren.

Mit unanfechtbarem Bescheid vom 06.08.2001 stellte das Bundesamt für die Anerkennung

ausländischer Flüchtlinge zugunsten der Kläger Ziffer 1 bis 5 fest, dass die

Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG vorliegen.
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Ein von der Klägerin Ziffer 6 nachträglich eingeleitetes Asylverfahren blieb hingegen

erfolglos (Bescheid des Bundesamts vom 26.2.2003).

Mit Bescheid vom 25.02.2005 widerrief das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge seine

Feststellung vom 06.08.2001. Die hiergegen zum Verwaltungsgericht Stuttgart erhobene

Klage blieb ohne Erfolg (vgl. U. v. 27.07.2005 - A 6 K 10480/05).

Am 16.10.2001 wurden den Klägern Aufenthaltsbefugnisse erteilt, zuletzt als bis

15.10.2006 gültige Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Abs. 2 AufenthG. Bei der Klägerin

Ziffer 6 beruhte die Aufenthaltserlaubnis auf § 33 AufenthG.

Am 18.07.2006 beantragten sie die Verlängerung Aufenthaltserlaubnisse.

Nach Anhörung lehnte das Landratsamt Heilbronn mit Verfügung vom 18.10.2006 die

Anträge ab. Der hiergegen eingelegte Widerspruch wurde durch Widerspruchsbescheid

des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 15.02.2007 zurückgewiesen.

Am 07.03.2007 haben die Kläger Klage erhoben.

Zur Begründung verweisen sie auf die aktuelle Lage im Irak, die eine Abschiebung nicht

zulasse, weshalb die Voraussetzungen des § 25 Abs. 3 AufenthG vorlägen.

Sie beantragen,

den Bescheid des Landratsamts X vom 18.10.2006 und den Widerspruchsbescheid

des Regierungspräsidiums X vom 15.02.2007 aufzuheben und den Beklagten zu

verpflichten, ihnen Aufenthaltserlaubnisse zu erteilen.

Der Beklagte ist der Klage aus den Gründen der angegriffenen Bescheid entgegn

getreten.

Wegen weiterer Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird auf die gewechselten

Schriftsätze verwiesen.

Dem Gericht lagen die Ausländerakten der Kläger sowie die Widerspruchsakten vor.
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Entscheidungsgründe:

Die zulässigen Klagen haben Erfolg.

1. Die Kläger Ziffer 1 bis 5 haben jeweils einen Anspruch auf Erteilung einer

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 S. 1 AufenthG (in entsprechender Anwendung).

Denn ihrer Abschiebung steht gegenwärtig in Bezug auf den Irak ein zielstaatsbezogenes

Abschiebungshindernis nach Art. 15 lit. c) RL 2004/83/EG v. 29.04.2004 (sog.

Qualifikationsrichtlinie – QRL). Insoweit kann offen bleiben, ob auch eine „extreme

Gefahrenlage“ im Sinne der ständigen Rechtsprechung des BVerwG zu § 60 Abs. 7

AufenthG (vgl. zuletzt U.v. 17.10.2006 – 1 C 18.05 – AuAS 2007, 30 m.w.N.) vorliegt.

Dies ergibt sich aus Folgendem: Nach Art. 15 lit. c QRL, der in Ermangelung einer

fristgemäßen Umsetzung durch die Bundesrepublik Deutschland (vgl. Art. 38 QRL) seit

11.10.2006 unmittelbar anzuwenden ist, liegt ein ernsthafter, eine Verpflichtung der

Mitgliedstaaten zur Gewährung subsidiären Schutzes auslösender ernsthafter Schaden

u.a. dann vor, wenn nach Maßgabe des Kriterienkatalogs des Art. 4 Abs. 3 QRL eine

ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen

bewaffneten Konflikts gegeben ist. Diesen Vorgaben ist die grundsätzliche Differenzierung

zwischen allgemeinen Gefahren, die dann im Falle des Fehlens einer Anordnung nach §

60a Abs. 1 AufenthG zu einem erheblich unterschiedlichem Prognosemaßstab und damit

Schutzniveau führen, fremd. Eine Übertragung dieser Grundsätze und somit eine

Anwendung des § 60 Abs. 7 AufenthG wäre mit Gemeinschaftsrecht unvereinbar (vgl.

nunmehr aber auch eine dahingehende Änderung in Art. 1 Nr. 48 des Entwurfs eines

Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen

Union. BT-Drucks. 16/5056). Aus den vorgenannten Vorschriften der

Qualifikationsrichtlinie ergeben sich keine zureichenden Anhaltspunkte, wonach nur

extreme Gefahrenlagen im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur

Gewährung subsidiären Schutzes führen können, was aber die Folge der nationalen

Regelung wäre, da nach der Rechtsprechung des BVerwG hier in dieser zugespitzten

Konstellation zumindest aus verfassungsrechtlichen Gründen Abschiebungsschutz zu

garantieren und zu gewähren ist. Denn dann würden im Verhältnis zu allen anderen

Fallkonstellationen des subsidiären Schutzes sowohl ein abweichender
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Gefahrprognosemaßstab wie auch eine qualifizierte Rechtsgutsbeeinträchtigung Gültigkeit

beanspruchen. Noch viel weniger lässt sich der QRL entnehmen, dass die Gewährung

unterhalb dieser Schwelle von einer sog. „politischen Leitentscheidung“ abhängig gemacht

werden darf mit der Konsequenz, dass gegen das Unterlassen, eine solche zu treffen,

keine Rechtsschutzmöglichkeit eröffnet ist (vgl. GK-AufenthG § 23 Rdn. 17 ff.; § 60a Rdn.

13). In der Begründung des Gesetzesentwurfs (vgl. BT-Drucks. 16/5056) wird allerdings

auf die 26. Begründungserwägung der QRL verwiesen, wonach „Gefahren, denen die

Bevölkerung oder eine Bevölkerungsgruppe eines Landes allgemein ausgesetzt sind, für

sich genommen normalerweise keine individuelle Bedrohung darstellen, die als ernsthafter

Schaden zu beurteilen wäre.“ Dieser Erwägungssatz trägt jedoch eine Übertragung der zu

§ 60 Abs. 7 AufenthG entwickelten Grundsätze des nationalen Rechts nicht. Zwar sind

derartige Begründungserwägungen durchaus integraler Bestandteil des jeweiligen

gemeinschaftsrechtlichen Rechtsakts, sie sind aber nicht unmittelbar Inhalt und

Gegenstand der einzelnen Rechtsnorm, da sie sonst genau an dieser Stelle platziert

worden wären. Sie haben vielmehr die Funktion einer (gewissermaßen amtlichen)

Auslegungshilfe, aber nur sofern überhaupt Auslegungsbedarf besteht (vgl. Borchardt, in:

Lenz/Borchardt, EU- und EG-Vertrag, 4. Aufl., Art. 220 Rdn. 23). Insbesondere stellen sie

kein Mittel dar, um eindeutige Bestimmungen, die unmittelbar normative Wirkung haben,

zu entwerten oder gar in ihr Gegenteil zu verkehren. Die hier in den Blick zu nehmenden

Normen sind aber keineswegs unklar; sie sind auch durchaus ausdifferenziert. Die

Probleme stellen sich erst bei der praktischen Anwendung und hier v.a. bei der

Tatsachenfeststellung und Tatsachenbewertung. Hinzu kommt, dass es hier allein um

Gefahren geht, die aus kriegerischen internationalen oder binnennationalen Konflikten

resultieren. Das hier zugrunde liegende und regelmäßig anzutreffende Gefahrenszenario

ist aber typischer Weise dann so beschaffen, dass die gesamte Bevölkerung oder

jedenfalls ganze Gruppen der Bevölkerung betroffen sein können. Dies wird auch durch

die zusätzliche Aufnahme des Kriteriums der „willkürlichen Gewalt“, das

bemerkenswerterweise gemeinschaftsrechtwidrig nicht in das nationale Recht

übernommen werden soll, deutlich gemacht, das den Inhalt der konkret-individuellen

Gefahrenprognose sogar tendenziell modifiziert, weil ihm die Vorstellung immanent ist,

dass die Gewalt „jeden zu jeder Zeit und an jedem Ort“ trifft bzw. treffen kann und bei

wertender Betrachtungsweise unkalkulier- und unberechenbar ist und sich daher einer

quantitativen Bewertung entziehen muss (etwa im Sinne von mehr als 50 v.H. oder eines

bestimmten Prozentsatzes von Toten an der Gesamtbevölkerung, so aber im Ansatz

verfehlt SaarlOVG, B.v. 09.03.2007 – 3 Q 113/06 – juris, abgesehen davon, dass die
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zahllosen Schwerverletzen überhaupt nicht erwähnt werden). Bemerkenswerterweise wird

in anderen sprachlichen Fassungen auch nicht der Begriff der Willkür verwendet, vielmehr

ist - nicht völlig identisch und das hier inmitten stehende Problem u.U. angemessener

beschreibend – die Rede von „violence aveugle“, „violenzia indiscriminata“, „violencia

indiscriminada“ bzw. „indiscriminate violence“. Mit diesem Inhalt ist eine Parallele zu den

jeweiligen Art. 3 der vier Genfer Konventionen vom 12.8.1949 (BGBl. 1954 II, 783 ff., 813

ff., 838 ff. 917 ff.) unübersehbar, die alle jeweils möglichst umfassend den Schutz der nicht

beteiligten Zivilbevölkerung im Auge haben. Diese Überlegungen zeigen deutlich, dass

mittels einer Überhöhung eines bloßen Erwägungssatzes der unmittelbar normative

Sinngehalt des Art. 15 lit. c) QRL ausgehöhlt und der Regelfall tendenziell zum

Nichtanwendungsfall würde. Der 26. Erwägungssatz geht vielmehr in eine vollständig

andere Richtung. Um dessen Bedeutung zutreffend zu erfassen, muss daran erinnert

werden, dass der subsidiäre Schutz nach Art. 15 QRL in lit. c) nur einen engen und

kleinen Ausschnitt möglicher Gefahren erfasst, denen die Bevölkerung eines Staates

ausgesetzt sein kann, insbesondere keine Gefahren, die ihren Grund in Hunger,

schlechter medizinischer Versorgung etc. haben. Mit dem Erwägungssatz wird der

vornehmlichen Funktion von Erwägungssätzen entsprechend lediglich dieser Umstand

und das in diesem Zusammenhang zugrunde liegende legislatorische Konzept

hervorgehoben, ohne dass irgendein unmittelbarer normativer Bezug zu Art. 15 lit. c) QRL

hergestellt wird. Allenfalls kann man ihn gewissermaßen als Appell an den Normanwender

verstehen in dem Sinne, dass nicht etwa vorschnell eine individuelle Gefahr bejaht werden

soll und darf mit dem pauschalen und undifferenzierten (auch Emotionen weckenden)

Argument, es herrsche Krieg oder Bürgerkrieg (wie hier wohl auch HessVGH, U.v.

09.11.2006 – 3 UE 3238/03.A – juris; wenig überzeugend aber OVGNW, B.v. 21.03.2007

– 20 A 5164/04.A – juris, ohne dass es aber entscheidungserheblich darauf ankam). Um

Missverständnissen vorzubeugen, ist nochmals darauf hinzuweisen, dass

selbstverständlich die Feststellung, dass ein innerstaatlicher Konflikt bestehe, im Rahmen

dessen es zu willkürlicher Gewalt kommt, allein unzureichend ist. Vielmehr ist immer

zusätzlich erforderlich, dass nach den Kriterien des Art. 4 Abs. 3 QRL zusätzlich ein dem

Betroffenen drohender ernsthafter Schaden festgestellt werden kann (vgl. insgesamt auch

UNHCR, Kommentar zur Richtlinie 2004/83/EG v. 30.9.2004 zur 26.

Begründungserwägung, http:/www.unhcr.de).

Einer Berücksichtigung zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote steht im vorliegenden

Fall nicht entgegen, dass die Kläger Ziffer 1 bis 5 ein Asylverfahren durchgeführt hatten, in
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dem zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote vom Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge zu prüfen waren (vgl. § 24 Abs. 2 AsylVfG) und auch mit negativem Ergebnis

geprüft worden waren (vgl. § 42 AsylVfG). Denn das Verwaltungsgericht hatte in seinem

Urteil vom 27.07.2005 (A 6 K 10480/05) in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (vgl. zuletzt U.v. 04.05.2006 - A 2 S

1122/05) mit Rücksicht auf einen bestehenden Abschiebestopperlass in Bezug auf den

Irak keine Prüfung der Frage vorgenommen, ob in verfassungskonformer Anwendung des

§ 60 Abs. 7 AufenthG die Voraussetzungen einer sog. extremen Gefahrenlage vorliegen.

In einer derartigen Fallkonstellation ist es aber geboten, im ausländerrechtlichen Streit um

eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG eine Prüfung von

Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 7 AufenthG durch die Ausländerbehörde und

später durch das Verwaltungsgericht zuzulassen. Andernfalls würde die

Grundentscheidung des Gesetzgebers, dass diesem Personenkreis im Falle des

Vorliegens von Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 7 AufenthG im Regelfall ein

Aufenthaltstitel zu erteilen ist, unterlaufen (vgl. in diesem Zusammenhang auch BVerwG,

U.v. 27.06.2006 - 1 C 14.05 - NVwZ 2006, 1418 die Frage aber noch offen lassend).

Im vorliegenden Fall ist allerdings § 25 Abs. 3 AufenthG nicht unmittelbar anwendbar,

wenn eine Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 AufenthG nicht

erfolgt, sondern lediglich ein solches nach Art. 15 lit. c) QRL. Hier ist infolge der nicht

ordnungsgemäßen Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie eine Lücke entstanden. Denn §

25 Abs. 5 AufenthG ist nach der gesetzlichen Systematik des § 25 AufenthG nicht

einschlägig, da diese Vorschrift im Gegensatz zu der des § 25 Abs. 3 (und auch der

Absätze 1 und 2) ausschließlich nicht zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote erfassen

soll. Da aber der in § 25 Abs. 3 AufenthG getroffenen Entscheidung des Gesetzgebers die

Wertung zugrunde liegt, dass alle sonstigen zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbote zu

einem privilegierten Regelanspruch führen sollen, ist es gerechtfertigt die Lücke durch

eine entsprechende Anwendung des Absatzes 3 und nicht der des Absatzes 5 zu

schließen. Im Übrigen und unbeschadet dessen folgt ein Anspruch auf Legalisierung auch

aus Art. 24 Abs. 1 QRL.

Aufgrund der vom Gericht verwerteten Erkenntnismittel ist davon auszugehen, dass

gegenwärtig im Irak (mit Ausnahme der drei unter kurdischer Verwaltung stehenden

nördlichen Provinzen) ein innerstaatlicher bewaffneter Konflikt vorliegt, der zu einer

individuellen Bedrohung jedes einzelnen Mitglieds der Zivilgesellschaft infolge von
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willkürlicher Gewalt führt. Dies wird im Einzelnen anschaulich, nachvollziehbar und

überzeugend von UNHCR („UNHCR-Hinweise zu den Schutzbedürfnissen und

Möglichkeiten der Rückkehr von Irakern, die sich außerhalb des Iraks aufhalten“ v.

18.12.2006; vgl. auch Auskunft an VG Köln v. 05.04.2007), dem Auswärtigen Amt (vgl.

Lagebericht vom 11.01.2007, S. 5 und 15 ff.; vgl. auch dessen Reisewarnung und

Aufforderung zum Verlassen des Iraks vom 24.11.2006), von ai (v. 07.12.2006 an VG

Leipzig) und Chatham House („Accepting Realities in Iraq“ v. Mai 2007) beschrieben. Zwar

besteht keine vollständige Klarheit über die genaue Zahl von getöteten Zivilpersonen, die

unmittelbar Opfer von Bombenanschlägen wurden. Eher konservative Schätzungen gehen

dahin, dass im Jahre 2006 mindestens 34.000 Iraker auf diese Weise zu Tode kamen und

weitere 36.000 erheblich verletzt wurden. Die von der Zeitschrift Lancet hochgerechnete

Zahl von Todesopfern von 650.000 für die Zeit des gesamten Konflikts wird zwar in Zweifel

gezogen. Immerhin ist aber zu bemerken, dass die irakische Regierung selbst in offiziellen

Stellungnahmen für diesen Zeitraum von 150.000 Toten gesprochen hat (vgl. zu alledem

taz v. 27.04.2007 und Deutsche Welle vom 25.04.2007), wobei bei den Zahlen über

Todesopfer immer mitzudenken ist, dass es in diesem Kontext darüber hinaus in sicherlich

erheblichem Umfang auch zu (nur) Verletzten gekommen sein wird, die aber im Rahmen

des subsidiären Schutzes bei der Risikobewertung gleichfalls in den Blick zu nehmen sind.

Jedenfalls ist insgesamt zu konstatieren, dass gegenwärtig eine Lagebeschreibung derart

realistisch ist, dass es - wie nach Art. 15 lit. c) QRL vorausgesetzt - „jeden, jederzeit und

an jedem Ort“ treffen kann. Im Gefolge dieser Geschehnisse kommt es unübersehbar zu

einer fortschreitenden Auflösung des gesamten Staatswesen, was eine überbordende

Kriminalität ausgelöst hat (vgl. AA Lagebericht S. 15 f.; ai S. 2), wodurch das Risiko für die

Zivilbevölkerung einen ernsthaften Schaden erleiden zu müssen, zusätzlich erhöht wird,

weil staatliche Organe keinen Schutz mehr bieten können (vgl. Art. 6 f. QRL), z.T. auch

nicht mehr leisten wollen, weil die zuständigen Amtsträger mit kriminellen Banden

zusammenarbeiten (vgl. ai S. 3; vgl. zur besonders prekären Situation von Frauen

Deutsches Orient-Institut v. 22.12.2006 an VG Ansbach). Das Gleiche gilt für das

Gesundheitswesen und die allgemeine Versorgung generell, die als vor dem

Zusammenbruch stehend geschildert werden (vgl. ICRC, „Civilians without Protection“ v.

Mai 2007). Faktum ist, dass es mittlerweile im Irak bereits mehr als 1,6 Millionen sog.

Binnenvertriebener gibt und etwa die gleiche Zahl von Irakern nach Syrien, Jordanien, den

Libanon, die Türkei und andere Staaten in der Region geflohen sind (vgl. UNHCR v.

18.12.2006, S. 2). Zwar würden derart begründete Gefahren für sich betrachtet noch nicht

auf den subsidiären Schutz nach Art. 15 lit. c) QRL hinführen. Sind diese jedoch eine
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unmittelbare Folge eines bestehenden innerstaatlichen gewaltsamen Konflikts, so müssen

diese bei der Gesamtbeurteilung mit einbezogen werden. Eine isolierte Betrachtung wäre

nicht nur realitätsfern, wenn nicht gar unmöglich, sie würde auch mit dem humanitären

Anliegen des subsidiären Schutzes in unauflösbaren Widerspruch geraten. Zwar war die

Sicherheitslage im Südirak zunächst weniger brisant, mittlerweile ist aber auch dort eine

erhebliche Verschlechterung eingetreten (vgl. AA Lagebericht S. 16), sodass nicht mehr

davon gesprochen werden kann, dass dort jedenfalls ein zumutbarer interner Schutz offen

stünde.

Grundsätzlich anders ist allerdings die Lage in den drei kurdisch verwalteten Provinzen im

Nordirak (vgl. UNHCR v. 18.12.2006, 4; AA Lagebericht S. 15 f.), auch wenn die jüngsten

Anschläge (vgl. FR v. 11.05.2007) erste Zweifel an einem Fortbestand der dortigen

Situation aufkommen lassen. Ein zumutbarer interner Schutz (vgl. Art. 8 QRL) steht jedoch

in diesem Gebiet nur solchen Irakern offen, die von dort stammen oder aber zumindest auf

ein soziales und familiäres Netzwerk zurückgreifen können, das in der Funktion einer Art

von Bürgen auftreten kann (vgl. AA Lagebericht, S. 28. UNHCR v. 18.12.2006, S. 4;

Deutsches Orient-Institut v. 13.11.2006 an VGH Baden-Württemberg). Hierauf können die

Kläger jedoch, wie die mündliche Verhandlung ergeben hat, nicht zurück greifen. Sie sind

zwar kurdische Volkszugehörige. Sie sind aber, wie auch die Eltern bzw. Großeltern der

Kläger in der Nähe von Mosul geboren und haben dort immer gelebt. Über Angehörige in

den kurdischen Provinzen verfügen sie nicht.

Da keine Anhaltspunkte für das Vorliegen eines atypischen Ausnahmefalls oder der

Voraussetzungen des § 25 Abs. 3 S. 2 AufenthG gegeben sind, war der Beklagte

einschränkungslos zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnisse zu verpflichten (vgl. auch § 5

Abs. 3 1. Hs. AufenthG).

2. Der Anspruch der Klägerin Ziffer 6, bei der wegen der negativen unanfechtbaren

Entscheidung des Bundesamts § 42 AsylVfG eine Berücksichtigung des § 60 Abs. 7

AufenthG nicht möglich ist, ergibt sich aus § 32 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. Zwar erfüllt sie

nicht alle Regelerteilungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 1 AufenthG, allerdings ist mit

Rücksicht auf den aufenthaltsrechtlichen Status der Eltern und übrigen Angehörigen von

deren Erfüllung abzusehen. Nichts anderes gilt in Bezug auf § 5 Abs. 2 (vgl. dessen Satz

2) AufenthG.
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.


